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Anlage 1 
Vereinbarung über einen teilweisen Verzicht von Entgelt zum 

Aufbau einer betrieblichen Altersversorgung 
(Entgeltumwandlungsvereinbarung) 

Die Firma  _______________________________________________ 
 (im Folgenden Arbeitgeber) 

vereinbart mit 

geb. am 

per 

   _____________________________ 
 Geburtsdatum 

   _____________________________ 
 Zusagedatum 

in Abänderung des derzeit gültigen Arbeitsvertrages eine Verein-
barung über einen Verzicht von Entgelt zugunsten betrieblicher 
Altersversorgung im Sinne des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG). 
Für diesen Entgeltverzicht wird in Form einer beitragsorientierten 
Leistungszusage über die Rosenheimer Unterstützungskasse e. V. 
eine betriebliche Altersversorgung eingerichtet. Es gelten die fol-
genden Bestimmungen: 

Entgeltumwandlungsbetrag 

Erstmals zum ________________________ 
Beginn des Entgeltverzichts i. d. R. 
einen Monat vor dem Zusagedatum) 

wird der Anspruch auf 

   arbeitsvertraglich vereinbartes Bruttoarbeitsentgelt 

   vermögenswirksame Leistungen 

   Sonderbezüge in Form von 

_______________________________________ 
Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld, Tantiemen, Bonifikationen 

  monatlich   vierteljährlich 

  halbjährlich   jährlich 

um den Betrag von 

______________________ Euro  gekürzt. 
Der Entgeltumwandlungsbetrag unterliegt der jährlichen, 
dynamischen Anpassung:    

Sofern der Versorgungsberechtigte (variable) Sonderbezüge um-
wandelt und diese zu einem späteren Zeitpunkt sinken oder weg-
fallen, verzichtet der Versorgungsberechtigte schon heute zusätz-
lich auf einen Teil seines laufenden Arbeitsentgelts in entspre-
chender Höhe, um den vollen Entgeltumwandlungsbetrag zu er-
bringen. Die jeweilige Ausgestaltung wird dann in einer neuen 
Entgeltumwandlungsvereinbarung geregelt. 

Zum Ausgleich des Entgeltverzichts erteilt der Arbeitgeber dem 
Versorgungsberechtigten eine Zusage auf betriebliche Altersver-
sorgung im Durchführungsweg der kongruent rückgedeckten Un-
terstützungskasse im Sinne des § 4d Einkommensteuergesetzes 
(EStG).  

Der genannte Entgeltumwandlungsbetrag entspricht der Dotie-
rung an die Unterstützungskasse.  
Sonstige Arbeitgeberleistungen 

Für die Bemessung gehaltsabhängiger Leistungen des Arbeitge-
bers, wie Gehaltserhöhungen, Weihnachts- oder Urlaubsgeld, Ju-
biläumszahlungen, Zuschläge und ähnliche Zahlungen bleibt das 
gegenüber dieser Vereinbarung ungeminderte Gehalt maßge-
bend.  

Weitere zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer bestehende oder 
in Zukunft einzurichtende betriebliche Altersversorgungsregelun-
gen bleiben von dieser Vereinbarung unberührt. 

Betriebliche Altersversorgung 

Der Arbeitnehmer erhält aufgrund der erfolgten Entgeltumwand-
lung eine wertgleiche betriebliche Altersversorgung mit folgendem 
Inhalt: 

Der Arbeitgeber verpflichtet sich, den Betrag der Entgeltum-
wandlung als Dotierung an die Rosenheimer Unterstützungs-
kasse e. V. weiter zu leiten. Es handelt sich um eine Dotie-
rung nach § 4d EStG.  

Die Unterstützungskasse wird die Dotierungen als Beitrag für 
eine Rückdeckungsversicherung im Rahmen einer beitrags-
orientierten Leistungszusage im Sinne des Betriebsrentenge-
setzes (BetrAVG) verwenden. 

Für die Vereinbarung einer Invaliditätsversorgung im Wege einer 
sog. Berufsunfähigkeits- oder Erwerbsunfähigkeitszusatzversiche-
rung gilt als vereinbart, dass mögliche Änderungen des Versiche-
rungsbeitrages – bspw. durch eine Veränderung der Überschuss-
zuteilung des Versicherers – zu einer Anpassung des Entgeltum-
wandlungsbetrages führt.  

Die Einzelheiten sind dem entsprechenden Versicherungsvertrag 
und dessen jeweiligen Versicherungsbedingungen zu entnehmen. 

Art und Höhe der Versorgung, die der Versorgungsberechtigte er-
hält, regeln 

der Leistungsplan der Rosenheimer Unterstützungskasse 
e. V.,

die darauf Bezug nehmende Versorgungszusage (Beitrags-
orientierte Leistungszusage zwischen Arbeitgeber und Ver-
sorgungsberechtigten), sowie  

die individuell auf den Versorgungsberechtigten ausgestellte 
Anwartschaftsbestätigung. 

Entgeltfreie Beschäftigungszeiten 

Die Umwandlung von Entgelt in betriebliche Altersversorgung 
nach dieser Vereinbarung wird der Arbeitgeber in der vereinbarten 
Höhe so lange und insoweit vornehmen, wie er zur Zahlung un-
gekürzter Bezüge aus dem Anstellungsverhältnis verpflichtet ist 

  Nein

 Ja

 Frau  Herr  Div.

________  ________________  _____________________________ 
Titel            Vorname Name der/des Versorgungsberechtigten

in Höhe von ________ % oder in Form einer        BBG Dynamik 
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oder wie andere innerbetriebliche Regelungen ihn dazu verpflich-
ten, insbesondere in den Fällen  

einer andauernden Erkrankung von mehr als 6 Wochen,  
von Erziehungsurlaub oder  
von unbezahltem Urlaub. 

Der Arbeitgeber wird dem Versorgungsberechtigten in diesem Fall 
über die Einstellung der Zahlung an die Unterstützungskasse 
rechtzeitig informieren. 

Die nicht dauerhafte Zahlung von Zuwendungen führt zu einer 
Reduzierung der Versorgungsleistungen gemäß 
§ 12 des Leistungsplanes der Rosenheimer Unterstützungskasse
e. V.

Gesetzliche Sozialversicherung

Dem Versorgungsberechtigten ist bekannt, dass - soweit sozial-
versicherungspflichtiges Entgelt umgewandelt wird - für den Um-
wandlungsbetrag keine Sozialversicherungsbeiträge zu zahlen 
sind. Er ist darüber unterrichtet, dass damit auch eine entspre-
chende Minderung zukünftiger Ansprüche auf Sozialversiche-
rungsleistungen (bspw. Altersrenten, Arbeitslosen- und Kranken-
geld) verbunden ist. Diese Sozialversicherungsfreiheit ist begrenzt 
auf 4% der Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen Renten-
versicherung (West).  

Die Leistungen aus der betrieblichen Altersversorgung unterliegen 
grundsätzlich der Beitragspflicht zur Kranken- und Pflegeversiche-
rung bis zur jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze. Dies gilt für 
versorgungsberechtigte Personen, die pflichtversichert und/oder 
gesetzlich in der Krankenversicherung für Rentner oder freiwilliges 
Mitglied der gesetzlichen Krankenversicherung sind. Bei einer ver-
einbarten Kapitalzahlung gilt ein Hundertzwanzigstel des Kapital-
betrages für maximal 10 Jahre als beitragspflichtige monatliche 
Einnahme. 

Einkommensteuer 

Der Betrag der Entgeltumwandlung ist in voller Höhe für den Ver-
sorgungsberechtigten steuerfrei. Die Leistungen aus der betrieb-
lichen Altersversorgung unterliegen im Versorgungsfall der Ein-
kommensbesteuerung gem. § 19 Abs. 2 EStG. 

Vorzeitiges Ausscheiden 

Die betriebliche Altersversorgung aus dieser Entgeltumwand-
lungsvereinbarung ist im Falle des vorzeitigen Ausscheidens des 
Arbeitnehmers aus dem Dienstverhältnis sofort unverfallbar. Die 
Höhe des unverfallbaren Anspruchs ergibt sich aus den Vorschrif-
ten des Betriebsrentengesetzes oder dessen analoger Anwen-
dung.  

Insolvenzsicherung 

Die betriebliche Altersversorgung aus dieser Entgeltumwand-
lungsvereinbarung ist gem. BetrAVG für den Fall der Insolvenz des 
Arbeitgebers für den Personenkreis des § 17 BetrAVG insolvenz-
geschützt.   

Aus diesem Grund sind vom Arbeitgeber Beiträge an den Pensi-
ons-Sicherungs-Verein a. G. (PSVaG) zu zahlen. 

Zusätzlich kann der Rückdeckungsversicherungsvertrag an die 
oder den Versorgungsberechtigte/n verpfändet werden. 

Tarifvorbehalt 

Soweit Entgeltansprüche auf einem Tarifvertrag beruhen, kann für 
diese eine Entgeltumwandlung nur vorgenommen werden, soweit 
dies tarifvertraglich vorgesehen bzw. zugelassen ist. 

Datenschutz 

Der Arbeitgeber gibt im erforderlichen Umfang Daten,  die der 
Einrichtung und Abwicklung der Versorgungszusage dienen, an 
die Rosenheimer Unterstützungskasse e. V. als Versorgungsträger 
bzw. an die Versicherungsgesellschaft, bei der der jeweilige Rück-
deckungsversicherungsvertrag geführt wird, weiter. Diese oder 
eine andere beauftragte Stelle, bspw. ein Vermittler oder Finanz-
dienstleister, führen und verwalten die Daten ggf. in Datensamm-
lungen. 
Personenbezogene Gesundheitsdaten werden nur an Personen- 
und Rückversicherungsgesellschaften übermittelt; an Vermittler 
werden sie nur weitergegeben, wenn es zur Vertragsgestaltung 
erforderlich ist. 

Der Datenschutz – insbesondere die EU-Datenschutz-Grundver-
ordnung (DSGVO) und das Bundesdatenschutzgesetz 
(BDSG 2018) – werden beachtet.  

Weitere Informationen zur Datenverarbeitung auf Grundlage der 
DSGVO entnehmen Sie den Informationen zum Datenschutz und 
zur Verwendung personenbezogener Daten in Anlage 5 zum Leis-
tungsplan 

Information für den Arbeitnehmer 

Die sich aus dieser Versorgungszusage ergebenden Leistungen er-
geben sich aus dem gewählten Versicherungstarif. 

Die Leistungen sind abhängig vom Alter, vom Geburtsjahr und 
vom Geschlecht des Versorgungsberechtigten sowie dem Versor-
gungsumfang und dem Beginn und dem Ende der vereinbarten 
Versorgungsleistung. Eine zu beachtende Wertgleichheit ergibt 
sich aus der versicherungsmathematischen Umrechnung des Ent-
geltumwandlungsbetrages. 

Der Versorgungsberechtigte ist darüber informiert, dass durch 
den Abschluss eines Versicherungsvertrages Kosten entstehen. 
Dies betrifft vor allem die Antragsbearbeitung, die Beratungsleis-
tung, die Einrichtung und die laufende Verwaltung des Versiche-
rungsvertrages. Diese Kosten werden nicht gesondert in Rech-
nung gestellt, sondern aus den laufenden Prämien bestritten. Ins-
besondere bei einer vorzeitigen Auflösung oder Beitragsfreistel-
lung eines Versicherungsvertrages in den ersten Jahren kann es 
zu wirtschaftlichen Nachteilen kommen.  

Sollten einzelne Bestimmungen aufgrund von Rechtsprechung 
oder Gesetzeslage ganz oder teilweise ungültig, anfechtbar oder 
unwirksam sein oder werden bzw. weist diese Entgeltumwand-
lungsvereinbarung Regelungslücken auf, so wird die Wirksamkeit 
der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt.  

Die Vertragsparteien vereinbaren, dass die entsprechenden Be-
stimmungen so angepasst und die Lücken so geschlossen werden, 
wie sie bei entsprechender Kenntnis ursprünglich formuliert wor-
den wären. Dabei sind die Regelungen so zu fassen, dass der Sinn 
und Zweck dieser Zusage aufrechterhalten bleibt.  

Die Neuformulierungen sind nach billigem Ermessen vorzuneh-
men. Sofern die vorstehenden Regelungen bzw. das Fehlen von 
Regelungen zu einer sozialen Härte führen sollte, werden beide 
Parteien nach billigem Ermessen Abhilfe schaffen. Die zugesagte 
Versorgungsleistung soll in keinem Fall gefährdet sein. 

_______________________,den______________________ 
Ort                 Datum      

_________________________________________________ 

Unterschrift des Trägerunternehmens  

_______________________,den______________________ 
Ort                 Datum      

_________________________________________________ 
Unterschrift Versorgungsberechtigter       
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